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3. Instanz

Datum -

Auf die Berufung der KlÃ¤gerin wird das Urteil des Sozial- gerichts Berlin vom 24.
Januar 2002 aufgehoben. Der Beklagte wird unter AbÃ¤nderung des Bescheides
vom 22. Juni 2000 in der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 26. Oktober
2000 verurteilt, der KlÃ¤gerin das Merkzeichen "aG" zuzuerkennen. Der Beklagte
hat der KlÃ¤gerin die ihr entstandenen Kosten des Rechtsstreits zu erstatten. Die
Revision wird nicht zugelassen.

Tatbestand:

Streitig ist, ob die KlÃ¤gerin auÃ�ergewÃ¶hnlich gehbehindert ist und deshalb die
Voraussetzungen fÃ¼r das Merkzeichen "aG" erfÃ¼llt.

Der KlÃ¤gerin â�� geboren 1943 â�� war im Wege der Neufeststellung zuletzt mit
Bescheid vom 7. Januar 1999 in Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 15.
Februar 1999 ein GdB von 100 und die gesundheitlichen Voraussetzungen fÃ¼r die
Merkzeichen "B" und "G" zuerkannt worden. Die Behinderungen und
Einzelbehinderungsgrade waren wie folgt festgestellt worden:

a) Operiertes BrustdrÃ¼senleiden rechts im Stadium der Heilungs- bewÃ¤hrung â��
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GdB 60 b) chronisch obstruktive Atemswegserkrankung mit LungenÃ¼ber-
blÃ¤hung und RÃ¼ckwirkungen auf das Herz â�� GdB 50 c) eingeschrÃ¤nkte
Herzleistungsbreite, ReizleistungsstÃ¶rungen â�� GdB 30 d)
WirbelsÃ¤ulenverbiegung, VerschleiÃ�erscheinungen an der WirbelsÃ¤ule und den
Gelenken â�� GdB 30 e) chronische Polyarthritis im Bereich der Schulter-, Finger-
und Zehengelenke â�� GdB 20 f) Krampfadern â�� GdB 20 g) nervÃ¶se StÃ¶rungen
â�� GdB 10

Die Anerkennung einer auÃ�ergewÃ¶hnlichen Gehbehinderung war abgelehnt
worden, da nach Art und AusmaÃ� der Behinderungen die Voraussetzungen fÃ¼r
die Feststellung des Merkzeichens "aG" nicht vorlÃ¤gen.

Mit Schreiben vom 22. Februar 2000 beantragte die KlÃ¤gerin erneut die
Anerkennung einer auÃ�ergewÃ¶hnlichen Gehbehinderung unter Hinweis auf die
beigefÃ¼gte Kopie der Ã¤rztlichen Ã�berweisung durch die behandelnde
Internistin/Rheumatologin Dr. med. D H an Dr. Z mit dem Vermerk , dass die
KlÃ¤gerin kaum noch laufen kÃ¶nne. In dem eingeholten Befundbericht vom 6. April
2000 gab Dr. H dazu an, im Vergleich zu dem Vorbefund liege eine Zunahme der
FuÃ�beschwerden insbesondere beider VorfÃ¼Ã�e, rechts mehr als links, und des
rechten Sprunggelenkes sowie ein rechtshinkender Gang vor. In der von dem
Beklagten veranlassten gutachterlichen Stellungnahme vom 22. Mai 2000 fÃ¼hrte
Dr. A Y aus, dass als neue Behinderung h) Schuppenflechte anzuerkennen sei. Die
Voraussetzungen fÃ¼r die Zuerkennung von "aG" seien jedoch nicht gegeben, da
eine Gleichstellung der KlÃ¤gerin mit dem bevorrechtigten Personenkreis nicht
mÃ¶glich sei. Die KlÃ¤gerin verwies zur StÃ¼tzung ihres Begehrens auf ein CT des
Beckens vom 8. Juni 2000 mit der Feststellung einer Fraktur des Sitzbeins mit einem
quer verlaufenden Frakturspalt ohne Dislokation oder Verschiebung und auf ein
Knochenszintigramm des Beckens und des Skelettsystems der Praxis fÃ¼r
Nuklearmedizin vom 6. Juni 2000.

Mit Bescheid vom 22. Juni 2000 nahm der Beklagte â�� unter Beibehaltung des
Gesamt-GdB von 100 â�� die Schuppenflechte als Behinderung zu h) auf und lehnte
die Anerkennung einer auÃ�ergewÃ¶hnlichen Gehbehinderung (Merkzeichen "aG")
ab, da die gesundheitlichen Voraussetzungen dieses Merkzeichen nicht erfÃ¼llt
seien.

Mit dem hiergegen erhobenen Widerspruch machte die KlÃ¤gerin geltend, dass sie
ohne fremde Hilfe ihre Wohnung nicht mehr verlassen kÃ¶nne, Arztbesuche jedoch
nicht verzichtbar seien. Zur StÃ¼tzung des Begehrens legte sie eine Vielzahl von
Ã¤rztlichen Unterlagen â�� u.a. ein MRT der LendenwirbelsÃ¤ule vom 23. Juni 2000
sowie GanzkÃ¶rperknochen-Szintigraphien vom 15. September 1999 und 20. April
1999, einen RÃ¶ntgenbefund des Hemithorax vom 22. April 1999, einen CT-Befund
des Abdomens vom 20. April 1999 sowie einen Behandlungsbericht des
Krankenhauses Waldfriede Ã¼ber den stationÃ¤ren Aufenthalt vom 15. bis 28.
Februar 1999 wegen einer Hysterektomie â�� vor.

Der Beklagte veranlasste ein Ã¤rztliches Gutachten von der Ã�rztin A M vom 22.
August 2000, die die Behinderungskomplexe zu d) und e) zusammenfasste und den
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Einzel-GdB auf 40 erhÃ¶hte, jedoch die KlÃ¤gerin keinesfalls als auÃ�ergewÃ¶hnlich
gehbehindert ansah. Unter Bezugnahme auf diese gutachterlichen Feststellungen
wies der Beklagte den Widerspruch mit Widerspruchsbescheid vom 26. Oktober
2000 zurÃ¼ck, da nach Art und AusmaÃ� der FunktionsbeeintrÃ¤chtigungen die
Voraussetzungen fÃ¼r die Feststellung des Merkzeichens "aG" nicht erfÃ¼llt seien.

Mit der hiergegen erhobenen Klage hat die KlÃ¤gerin ihr Begehren auf Anerkennung
einer auÃ�ergewÃ¶hnlichen Gehbehinderung weiter verfolgt. Sie hat ausgefÃ¼hrt,
sie kÃ¶nne nicht Treppensteigen, nicht in Busse ein- und aussteigen, insbesondere
aber nicht in normalen Parkbuchten ein- und aussteigen. Nur auf
BehindertenparkplÃ¤tzen sei genÃ¼gend Raum, die TÃ¼r weit genug zu Ã¶ffnen.
Ein Verlassen der Wohnung sei unumgÃ¤nglich, denn bei der bei ihr bestehenden
chronischen Polyarthritis und Osteoporose erfolgten keine Hausbesuche durch die
behandelnden Ã�rzte. Nach der Unterleibsoperation im FrÃ¼hjahr 1999 seien im
gleichen Jahr RippenserienbrÃ¼che und im Jahr 2000 ein Sitzbeinbruch festgestellt
worden. Auch der Ende 2000 verordnete Faltrollstuhl kÃ¶nne wegen der
chronischen Polyarthritis nur mit fremder Hilfe benutzt werden. Ende 2000 sei die
Parkraumbewirtschaftungszone bis an ihr Wohnhaus ausgedehnt worden und
gleichzeitig seien vor dem Haus vÃ¶llig unsinnige Halteverbotszonen eingerichtet
worden. Trotz des gut sichtbaren Rollstuhlzeichens erhalte sie immer wieder
Verwarnungszettel.

Das Sozialgericht hat Beweis erhoben durch Einholung von Befund- und
Behandlungsberichten des Facharztes fÃ¼r Neurologie und Psychiatrie Dr. W vom
8. Dezember 2000, der Internistin und Rheumatologin Frau Dr. H vom 19. Dezember
2000, der Allgemeinmedizinerin Frau K-S vom 23. Dezember 2000 und des
OrthopÃ¤den Dr. L vom 20. Dezember 2000. Es wurden weiterhin vorgelegt die
Behandlungsberichte des I-Krankenhauses Ã¼ber die stationÃ¤ren Aufenthalte der
KlÃ¤gerin vom 23. August bis 8. September 2000, vom 12. Oktober bis 21.
November 2000 und vom 26. Februar bis 20. MÃ¤rz 2001 wegen Osteoporomalazie,
Kortikoid-induziert mit Spontanfrakturen: rechtes Schambein lateral und Sitzbein
medial Ende September 2000, Sitzbeinfraktur links und spontane Rippenfraktur Mai
2000. Die KlÃ¤gerin hat weiterhin das Gutachten des Medizinischen Dienstes der
Krankenversicherung (MdK) vom 8. Dezember 2000 Ã¼ber die Anerkennung der
Pflegestufe I und das MdK-Gutachten vom 28. August 2001 Ã¼ber die Anerkennung
der Pflegestufe II Ã¼bersandt. In der fÃ¼r den Beklagten erstellten gutachterlichen
Stellungnahme vom 6. Februar 2001 hat der Chirurg Dr. B die Neuformulierung und
Erweiterung des orthopÃ¤dischen Behinderungskomplexes unter ErhÃ¶hung des
diesbezÃ¼glichen Einzel-GdB auf 60 vorgeschlagen, jedoch die gesundheitlichen
Voraussetzungen fÃ¼r die Anerkennung des Merkzeichens "aG" ebenso wie Frau Dr.
C D in ihrer nervenfachÃ¤rztlichen Stellungnahme vom 1. Juni 2001 verneint.

Das Sozialgericht hat zur weiteren AbklÃ¤rung des Sachverhalts ein medizinisches
Gutachten von dem Arzt H-J M vom 28. September 2001 eingeholt. Der
SachverstÃ¤ndige hat darin ausgefÃ¼hrt, dass vornehmlich die orthopÃ¤dischen
Leiden â�� wie WirbelsÃ¤ulenverbiegung, VerschleiÃ�erscheinungen an der
WirbelsÃ¤ule und an den Gelenken, chronische Polyarthritis, in geringem MaÃ�e
auch die Herz-Kreislauf-Erkrankung und das LymphÃ¶dem sowie das
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Krampfaderleiden â�� Auswirkungen auf das GehvermÃ¶gen hÃ¤tten. AuÃ�erdem
bestehe eine leichte Ã�berlagerung mit dem depressiven Syndrom. Die
GehfÃ¤higkeit sei deutlich eingeschrÃ¤nkt. Auf Grund der Gesamtschau der
Befunde spreche jedoch mehr dafÃ¼r als dagegen, dass die KlÃ¤gerin in Begleitung
auch Strecken von mehr als 100 m absolvieren kÃ¶nne. Ihre GehfÃ¤higkeit sei nicht
so stark eingeschrÃ¤nkt wie die eines Doppeloberschenkelamputierten. Die
KlÃ¤gerin hat die gutachterlichen Feststellungen des SachverstÃ¤ndigen in vielen
Punkten beanstandet und sich zur StÃ¼tzung ihres Anspruchs auf die Ã¤rztlichen
Feststellungen in dem weiteren Behandlungsbericht des I-Krankenhauses vom 19.
November 2001 Ã¼ber ihren stationÃ¤ren Aufenthalt vom 20. September bis 16.
Oktober 2001 und die dortigen Befundschilderungen Ã¼ber die schwere
Osteoporose sowie rheumatoide Arthritis und deren Auswirkungen auf die
GehfÃ¤higkeit und BewegungsfÃ¤higkeit berufen.

Durch Urteil vom 24. Januar 2002 hat das Sozialgericht die Klage abgewiesen. Zur
BegrÃ¼ndung hat es ausgefÃ¼hrt, nach den eingeholten Befundberichten und
Epikrisen der behandelnden Ã�rzte und nach dem Gutachten des
SachverstÃ¤ndigen MÃ¼ller sowie dem Vortrag der KlÃ¤gerin selbst stehe zur
Ã�berzeugung des Gerichts fest, dass die KlÃ¤gerin dem Kreis der Berechtigten
nicht gleichgestellt werden kÃ¶nne. Die Annahme einer auÃ�ergewÃ¶hnlichen
Gehbehinderung dÃ¼rfe nur auf eine EinschrÃ¤nkung der GehfÃ¤higkeit und nicht
auf Bewegungsbehinderungen anderer Art bezogen werden. Bei der Frage der
Gleichstellung sei zu beachten, dass die Fortbewegung auf das Schwerste
eingeschrÃ¤nkt sein mÃ¼sse, so dass als VergleichsmaÃ�stab am ehesten das
GehvermÃ¶gen eines Doppeloberschenkelamputierten heranzuziehen sei, oder der
Betroffene stÃ¤ndig auf den Rollstuhl angewiesen sein mÃ¼sse. Ein entsprechender
Vergleichszustand sei bei der KlÃ¤gerin nicht gegeben. Nach dem Urteil des
Bundessozialgerichts vom 2. Februar 1988 (in Breithaupt 1988, S. 951) sei der
Personenkreis der Schwerbehinderten mit einem Anspruch auf Parkerleichterung
eng zu fassen.

Gegen das am 6. MÃ¤rz 2002 zugestellte Urteil richtet sich die am 22. MÃ¤rz 2002
eingelegte Berufung der KlÃ¤gerin. Zur BegrÃ¼ndung fÃ¼hrt sie u.a. aus, dass sich
aus dem gesamten Akteninhalt und insbesondere dem Bericht des I-Krankenhauses
vom 19. November 2001 ergebe, dass ihre GehfÃ¤higkeit durch die schwere
Osteoporose mit Zustand nach kompletter beidseitiger Beckenringfraktur und
Rippenserienfrakturen mit chronischem Schmerzsyndrom und akuter Schmerz-
exazerbation sowie durch die chronische Polyarthritis mit VorfuÃ�beteiligung rechts
und dem Zustand nach Lungenarterienembolie und Thrombose des rechten Beines
1982, durch FuÃ�fehlstellungen und FuÃ�erkrankungen auf das Schwerste
beeintrÃ¤chtigt sei.

Die KlÃ¤gerin beantragt,

das Urteil des Sozialgerichts Berlin vom 24. Januar 2002 aufzuheben und den
Beklagten unter AbÃ¤nderung des Bescheides vom 22. Juni 2000 in der Gestalt des
Widerspruchs- bescheides vom 26. Oktober 2000 zu verurteilen, ihr das
Merkzeichen "aG" zuzuerkennen.
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Der Beklagte beantragt,

die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Er hÃ¤lt das angefochtene Urteil fÃ¼r zutreffend.

Der Senat hat zur weiteren AufklÃ¤rung des Sachverhalts ein fachorthopÃ¤disches
Gutachten von Priv. Doz. Dr. med. J Z, Arzt fÃ¼r OrthopÃ¤die, Rheumatologie-
Sozialmedizin, Chefarzt der OrthopÃ¤dischen Klinik, H-Klinikum Berlin-Klinikum B,
vom 12. Oktober 2003 veranlasst. Der SachverstÃ¤ndige ist darin zu der
abschlieÃ�enden Beurteilung gelangt, die KlÃ¤gerin sei zwar unter
BerÃ¼cksichtigung der funktionellen BeeintrÃ¤chtigungen nicht dem Personenkreis
der QuerschnittsgelÃ¤hmten, Doppeloberschenkelamputierten,
Doppelunterschenkelamputierten, HÃ¼ftexartikulierten und einseitig
Oberschenkelamputierten, die dauernd auÃ�er Stande sind, ein Kunstbein zu tragen
oder nur Beckenprothesen tragen kÃ¶nnen, gleichzusetzen. Die GehfÃ¤higkeit der
KlÃ¤gerin sei jedoch in einem ungewÃ¶hnlich hohen MaÃ�e eingeschrÃ¤nkt, da sie
nur noch unter starken Schmerzen mit SpezialstÃ¼tzen in der Lage sei,
Wegstrecken zwischen 100 und 300 m zurÃ¼ckzulegen. Die Ausbildung der
Pseudarthrosen im Beckenbereich sowie die Darmbeinfrakturen mit weiterer
Sinterung hÃ¤tten dazu gefÃ¼hrt, dass sie Ã¼ber keine schmerzfreie Gehstrecke
mehr verfÃ¼ge. Durch die Fehlstellung der HÃ¤nde und FÃ¼Ã�e fehle es an
Kompensationsmechanismen. Sie kÃ¶nne auch geringe Wegstrecken nur unter
groÃ�er Anstrengung und unter Schmerzen zurÃ¼cklegen.

Der Beklagte hat dazu unter Vorlage der versorgungsÃ¤rztlichen Stellungnahme des
Arztes fÃ¼r Chirurgie Dr. O vom 9. Dezember 2003 die Auffassung vertreten, die im
Gutachten dokumentierten objektiven Befunde kÃ¶nnten die Annahme einer
auÃ�ergewÃ¶hnlichen Gehbehinderung nicht begrÃ¼nden.

Wegen der weiteren AusfÃ¼hrungen der Beteiligten wird auf deren SchriftsÃ¤tze
Bezug genommen sowie auf den sonstigen Inhalt der Gerichtsakte und auf die
Schwerbehindertenakten des Beklagten, die vorgelegen haben und Gegenstand der
mÃ¼ndlichen Verhandlung waren.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die form- und fristgerecht eingelegte Berufung der KlÃ¤gerin ist zulÃ¤ssig und
begrÃ¼ndet. Bei ihr liegt eine die Zuerkennung des Merkzeichens "aG"
rechtfertigende auÃ�ergewÃ¶hnliche Gehbehinderung vor.

Das Merkzeichen "aG" ist gemÃ¤Ã� Â§ 69 Abs. 4 Sozialgesetzbuch Neuntes Buch
(SGB IX) â�� frÃ¼her: Â§ 4 Abs. 4 Schwerbehindertengesetz â�� i.V. mit der auf
Grund des Â§ 6 Abs. 1 Nr. 14 StraÃ�enverkehrsgesetz (StVG) erlassenen
Allgemeinen Verwaltungsvorschrift (VV) zu Â§ 46 Abs. 1 Nr. 11
StraÃ�enverkehrsordnung (StVO) von den fÃ¼r die DurchfÃ¼hrung des
Bundesversorgungsgesetzes zustÃ¤ndigen BehÃ¶rden festzustellen. Nach Nr. 11
Abschnitt II Nr. 1 der VV sind als Schwerbehinderte mit auÃ�ergewÃ¶hnlicher
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Gehbehinderung solche Personen anzusehen, die sich wegen der Schwere ihres
Leidens dauernd nur mit fremder Hilfe oder nur mit groÃ�er Anstrengung
auÃ�erhalb ihres Kraftfahrzeuges bewegen kÃ¶nnen.

Hierzu zÃ¤hlen: QuerschnittsgelÃ¤hmte, Doppeloberschenkelamputierte,
Doppelunterschenkelamputierte, HÃ¼ftexartikulierte und einseitig
Oberschenkelamputierte, die dauernd auÃ�er Stande sind, ein Kunstbein zu tragen,
oder nur eine Beckenkorbprothese tragen kÃ¶nnen oder zugleich unterschenkel-
oder armamputiert sind sowie andere Schwerbehinderte, die nach
versorgungsÃ¤rztlicher Feststellung, auch auf Grund von Erkrankungen, dem
vorstehend angefÃ¼hrten Personenkreis gleichzustellen sind.

Nach der Rechtsprechung des Bundessozialgerichts (BSG) ist ein Betroffener
gleichzustellen, wenn seine GehfÃ¤higkeit in ungewÃ¶hnlich hohem MaÃ�e
eingeschrÃ¤nkt ist und er sich nur unter ebenso groÃ�en Anstrengungen wie die in
Nr. 11 Abschnitt II Nr. 1 Satz 2 der VV aufgefÃ¼hrten Schwerbehinderten oder nur
noch mit fremder Hilfe fortbewegen kann (BSG SozR 3-3870 Â§ 4 Nr. 23). In dem
Urteil vom 10. Dezember 2002 (B 9 SB 7/01 R- verÃ¶ffentlicht in SozR 3-3250 Â§ 69
Nr. 1) hat das BSG darauf hingewiesen, dass es sich bei den beispielhaft
aufgefÃ¼hrten schwerbehinderten Menschen mit QuerschnittslÃ¤hmung oder
GliedmaÃ�enamputationen in bezug auf ihr GehvermÃ¶gen offenbar nicht um einen
homogenen Personenkreis handele und es sogar mÃ¶glich sei, dass einzelne
Vertreter dieser Gruppen auf Grund eines gÃ¼nstigen Zusammentreffens von
gutem gesundheitlichen Allgemeinzustand, hoher kÃ¶rperlicher LeistungsfÃ¤higkeit
und optimaler prothetischer Versorgung ausnahmsweise nahezu das
GehvermÃ¶gen eines Nichtbehinderten erreichen, was namentlich bei kÃ¶rperlich
trainierten Doppelunterschenkelamputierten mit Hilfe moderner
OrthopÃ¤dietechnik der Fall sein kÃ¶nne. Solche Besonderheiten seien nicht
geeignet, den MaÃ�stab zu bestimmen, nach dem sich die Gleichstellung anderer
schwerbehinderter Menschen mit dem beispielhaft aufgefÃ¼hrten Personenkreis
richte, der dann nicht mehr im Rahmen der Gleichstellung anderer behinderter
Menschen zu Vergleichszwecken herangezogen werden kÃ¶nne. Daraus hat das
BSG (Urteil vom 10. Dezember 2002) den nach der Ã�berzeugung des Senats
richtigen Schluss gezogen, dass sich der MaÃ�stab der Gleichstellung an dem der
einschlÃ¤gigen Regelung vorangestellten Obersatz zu orientieren habe. Es kommt
daher nicht darauf an, ob der das Merkzeichen "aG" beanspruchende
schwerbehinderte Mensch funktional einem Doppeloberschenkelamputierten oder
QuerschnittsgelÃ¤hmten gleichsteht, sondern ob er lÃ¤ngere Wege zu FuÃ� wegen
der Schwere seines Leidens entweder nur mit fremder Hilfe oder nur mit groÃ�er
Anstrengung zurÃ¼cklegen kann. Nach dem Urteil des BSG vom 10. Dezember
2002 ist nicht der vollstÃ¤ndige Verlust der GehfÃ¤higkeit zu fordern. Diese muss
nur so stark eingeschrÃ¤nkt sein, dass es dem Betroffenen unzumutbar ist,
lÃ¤ngere Wege zu FuÃ� zurÃ¼ckzulegen. Nicht zu dem begÃ¼nstigten
Personenkreis gehÃ¶ren somit diejenigen schwerbehinderten Menschen, die noch in
der Lage sind, mit zumutbarer Anstrengung und ohne fremde Hilfe lÃ¤ngere Wege
zu FuÃ� zurÃ¼ckzulegen. Das BSG (a.a.0.) hat zum Ausdruck gebracht, dass die
fÃ¼r das Merkzeichen "aG" geforderte groÃ�e kÃ¶rperliche Anstrengung gegeben
sein dÃ¼rfte, wenn der Betroffene bereits nach einer Wegstrecke von 30 m wegen
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ErschÃ¶pfung eine Pause einlegen mÃ¼sse.

Der Senat ist auf Grund des Ergebnisses der Beweisaufnahme davon Ã¼berzeugt,
dass sich die KlÃ¤gerin â�� wenn Ã¼berhaupt â�� nur mit groÃ�er Anstrengung
und erheblichen Schmerzen sowie nur mit (fremder) Hilfe (ihres Ehemannes)
auÃ�erhalb eines Kraftfahrzeuges bewegen kann. Das ergibt sich eindeutig aus dem
Gutachten des gerichtlichen SachverstÃ¤ndigen Dr. Z vom 12. Oktober 2003. Nach
den fÃ¼r den Senat schlÃ¼ssigen und Ã¼berzeugenden Feststellungen des
SachverstÃ¤ndigen ist die GehfÃ¤higkeit der KlÃ¤gerin in einem ungewÃ¶hnlich
hohen MaÃ�e eingeschrÃ¤nkt, da sie wegen der Pseudarthrosen auch geringe
Wegstrecken nur unter groÃ�er Anstrengung und unter Schmerzen zurÃ¼cklegen
kann. Die Ausbildung der Pseudarthrosen im Beckenbereich habe, so fÃ¼hrt Dr. Z
aus, dazu gefÃ¼hrt, dass die KlÃ¤gerin Ã¼ber keine schmerzfreie Gehstrecke mehr
verfÃ¼ge. Hinzu kÃ¤men die Darmbeinfrakturen mit weiterer Sinterung. Durch die
Fehlstellungen der HÃ¤nde und der FÃ¼Ã�e fehlten die
Kompensationsmechanismen. Eindringlich hat der SachverstÃ¤ndige auf die Gefahr
von StÃ¼rzen hingewiesen, die zu weiteren Frakturen fÃ¼hren kÃ¶nnten. Allein die
von dem SachverstÃ¤ndigen beschriebene Gefahr weiterer StÃ¼rze bedingt schon
die Notwendigkeit einer Begleitperson und zwingt zu dem Schluss, dass die
KlÃ¤gerin sich nur mit fremder Hilfe auÃ�erhalb eines Kraftfahrzeuges bewegen
kann.

Entscheidend ist fÃ¼r den Senat die von Dr. Z getroffene Feststellung, dass die
KlÃ¤gerin selbst kurze Gehstrecken nur unter Schmerzen zurÃ¼cklegen kÃ¶nne,
dass eine schmerzfreie Gehstrecke nicht mehr bestehe (Seite 23 des Gutachtens).
In dem Urteil des BSG vom 12. Februar 1997 (9 RVs 11/95) ist eine (funktionale)
Gleichstellung bejaht worden, wenn jeder Schritt des Behinderten mit erheblichen
Schmerzen im Bereich der ExtremitÃ¤ten verbunden ist und die Fortbewegung
hierdurch zusÃ¤tzlich erschwert wird.

Die Feststellungen und die EinschÃ¤tzungen des SachverstÃ¤ndigen zum
GehvermÃ¶gen der KlÃ¤gerin stimmen mit denen der behandelnden Ã�rzte der
KlÃ¤gerin im Wesentlichen Ã¼berein. So haben bereits im Dezember 2000 die
Allgemeinmedizinerin K-S und der OrthopÃ¤de Dr. L die Auffassung vertreten, die
KlÃ¤gerin sei nicht gehfÃ¤hig, sie benÃ¶tige einen Rollstuhl bzw. sie kÃ¶nne sich
ohne fremde Hilfe nicht fortbewegen. In dem Bericht des I-Krankenhauses vom 19.
November 2001 heiÃ�t es, "es sollten nur sehr kurze Wegstrecken mit problemlosen
Ein- und Aussteigen aus dem PKW bewÃ¤ltigt werden".

Auf das Gutachten des SachverstÃ¤ndigen MÃ¼ller vom 28. September 2001 lÃ¤sst
sich â�� entgegen der Auffassung des Sozialgerichts â�� das gegenteilige Ergebnis
nicht stÃ¼tzen. Das Gutachten enthÃ¤lt keine eindeutige Aussage zum
GehvermÃ¶gen der KlÃ¤gerin. Soweit Herr M ausgefÃ¼hrt hat, "auf Grund der
Gesamtschau der Befunde spreche mehr dafÃ¼r als dagegen, dass die KlÃ¤gerin in
Begleitung auch Strecken von mehr 100 m in Begleitung absolvieren kann",
erscheint es nicht ausgeschlossen, dass er zum Ausdruck bringen wollte, die
KlÃ¤gerin bedÃ¼rfe fÃ¼r Wegstrecken auÃ�erhalb eines Kraftfahrzeuges fremder
Hilfe. Insgesamt ist das Gutachten dieses SachverstÃ¤ndigen als
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Entscheidungsgrundlage nicht geeignet.

Das gilt auch fÃ¼r die versorgungsÃ¤rztlichen Stellungnahmen des Beklagten,
insbesondere des Chirurgen Dr. O vom 9. Dezember 2003, der die zuvor
dargestellten Kriterien fÃ¼r das Merkzeichen "aG" nach der (neuen)
Rechtsprechung des BSG verkennt, weil er im Wesentlichen darauf abstellt, welchen
GdB die Behinderungen der KlÃ¤gerin im Bereich des Bewegungsapparates
erreichen. Diese Betrachtungsweise ist bereits vom BSG in dem Urteil vom 12.
Februar 1997 (9 RVs 11/95, Seite 5 des Umdrucks) verworfen worden.

Da sich die KlÃ¤gerin nur mit fremder Hilfe und nur mit groÃ�er Anstrengung
auÃ�erhalb eines Kraftfahrzeuges bewegen kann, ist sie auÃ�ergewÃ¶hnlich
gehbehindert. Ihr war daher unter Aufhebung des angefochtenen Urteils und unter
Ã�nderung des streitigen Bescheides des Beklagten das Merkzeichen "aG"
zuzuerkennen.

Die Kostenentscheidung folgt aus Â§ 193 Sozialgerichtsgesetz (SGG). GrÃ¼nde
fÃ¼r die Zulassung der Revision gemÃ¤Ã� Â§ 160 Abs. 2 SGG liegen nicht vor.

Erstellt am: 20.08.2004

Zuletzt verändert am: 22.12.2024
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